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Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 1. Februar 2019 

zur Wahl 

– der Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Benken 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Grubo 

– des Ortsbeirates des Ortsteils Jeserig/Fläming 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Jeserigerhütten 

– des Ortsbeirates des Ortsteils Klepzig 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Lehnsdorf 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Medewitz 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Mützdorf 

– des Ortsbeirates des Ortsteils Neuehütten 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Reetz 

– des Ortsbeirates des Ortsteils Reetzerhütten 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Reppinichen 

– des Ortsbeirates des Ortsteils Schlamau 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Wiesenburg

am 26. Mai 2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermin sowie die Wahlzeit
	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 

allgemeinen Kommunalwahlen 2019 vom 15. August 2018 (GVBl. II 
Nr. 52) finden die Wahlen

	 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark und
	 – der oben stehenden Ortsbeiräte
	 am Sonntag, den 26. Mai 2019, in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahl-

termine für die vorgenannten Wahlen durch Rechtsverordnung be-
stimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV 
auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig 
einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/
Mark

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter

	 Es sind insgesamt 16 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Das Wahlgebiet der Gemeinde Wiesenburg/Mark besteht aus einem 

Wahlkreis.
3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 

Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 21. März 2019, 12 Uhr,
	 bei der
		  Wahlleiterin der Gemeinde Wiesenburg/Mark
		  Schlossstraße 1 in 14827 Wiesenburg/Mark
	 schriftlich eingereicht werden.
4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinde Wiesenburg/Mark durch die 
für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss 
Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21. März 2019, 
12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusam-
menschluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder 
politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern des 
für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter der oder dem 
Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten der 
Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Dieser Punkt entfällt für das Wahlgebiet der Gemeinde Wiesenburg/
Mark.

6.	 Inhalt der Wahlvorschläge
6.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 32 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthal-
ten
a) 	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,
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b) 	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c) 	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d) 	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) 	 den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen 
Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

6.2 	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber und darf höchstens insgesamt 24 Bewerberinnen und Be-
werber enthalten.

6.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

6.4 	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

6.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Wie-
senburg/Mark benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf 
dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen 
Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl 
antritt.

7.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

7.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a) 	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b) 	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine Ver-

sammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und Be-

werber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein (siehe 
Nummer 8).

c) 	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung 
ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

7.2	 Zur Wählbarkeit
7.2.1 	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– 	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– 	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– 	 infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– 	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– 	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist. Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, 
die schriftlich ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müs-
sen mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versi-
cherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 
Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit 
und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat 
nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß 
§ 33 BbgKWahlG

8.1  	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 



8. Februar 2019 | Nr. 2 | Woche 6  | 5 |AMTSBLATT

— Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für die Gemeinde Wiesenburg/Mark —

geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung).

8.2 	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber so-
wie ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Gemeindegebiet 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung 
oder deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt 
werden.

8.3 	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

8.4 	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

8.5 	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
berinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die Delegierten-
versammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen.

	 In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung 
beteiligen.

8.7 	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9.	 Unterstützungsunterschriften
9.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
9.1.1 	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren 
Wahlvorschlags im 19. Deutschen Bundestag oder im 6. Landtag 

Brandenburg durch mindestens eine im Land Brandenburg gewähl-
te Abgeordnete oder durch mindestens einen im Land Brandenburg 
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete 
oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark durch mindestens eine Ge-
meindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2 	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17. August 2018 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistags
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark durch mindes-
tens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Ge-
meindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten 
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit.

9.1.3 	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

9.1.4 	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17. August 2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags 
im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark oder in der Ge-
meindevertretung Wiesenburg/Mark vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.2	 Wichtige Hinweise
9.2.1 	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nach der vorstehenden 
Nummer 9.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
nicht befreit ist, sind mindestens 10 Unterstützungsunterschriften 
von wahlberechtigten Personen beizufügen.

9.2.2 	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr,
	 in der
	 Wahlbehörde der Gemeinde Wiesenburg/Mark
	 Einwohnermeldeamt (Raum 32)
	 Schlossstraße 1 in 14827 Wiesenburg/Mark
	 zu leisten.
	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 

von mir ausgelegten oder ausgegebenen amtlichen Form-
blättern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 
zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

9.2.3 	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde der Gemeinde 
Wiesenburg/Mark, Ordnungsamt (Raum 31), Schlossstraße 1 
in 14827 Wiesenburg/Mark aufgelegt.

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor- 
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, anzugeben.

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
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Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 
BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

9.2.5 	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/
Mark unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen 
Wahlvorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese 
Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 	 Dieser Punkt entfällt für das Wahlgebiet der Gemeinde Wiesenburg/
Mark

9.2.7 	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.8 	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.9 	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts-
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind.

10.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbe-
rinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge 
(§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

11.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt voraussichtlich am 27. März 2019, 

spätestens jedoch am 58. Tag vor der Wahl, in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Benken
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Benken mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Benken 
ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Benken ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Benken 
bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Benken wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergrup-
pe nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. 
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesen-
burg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Benken unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
BbgKWahlG).

C.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Grubo
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Grubo mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Grubo ist 
das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Grubo ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Grubo be-
stimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Grubo wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.
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6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Grubo unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
BbgKWahlG).

D.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeserig/Fläming
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Jeserig/Fläming mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeserig/
Fläming ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Jeserig/Fläming ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jese-
rig/Fläming bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Jeserig/
Fläming wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Verei-
nigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in 
der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht 
für die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten 
die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Jeserig/Fläming unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit 
§ 28a BbgKWahlG).

E.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeserigerhütten
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Jeserigerhütten mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeseriger-
hütten ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Jeserigerhütten ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 

Jeserigerhütten bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Je-
serigerhütten wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mit-
gliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl 
der in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
nicht für die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Jeserigerhütten unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit 
§ 28a BbgKWahlG).

F.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Klepzig
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Klepzig mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Klepzig 
ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Klepzig ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Klepzig 
bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Klepzig wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergrup-
pe nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. 
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesen-
burg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Klepzig unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
BbgKWahlG).

G.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Lehnsdorf
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Lehnsdorf mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Lehnsdorf 
ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
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4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 
und im Ortsteil Lehnsdorf ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Lehnsdorf bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Lehnsdorf 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Lehnsdorf unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
BbgKWahlG).

H.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Medewitz
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Medewitz mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Medewitz 
ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Medewitz ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Medewitz bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Medewitz 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens drei 
Unterstützungsunterschriften beizufügen.

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch die 
Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, die 
am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im Ortsbeirat des Ortsteils Medewitz durch mindestens ein Mitglied 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Entsprechen-
des gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Medewitz vertreten sind, 
sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr 
beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung er-

füllt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 
9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

I.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Mützdorf
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Mützdorf mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Mützdorf 
ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Mützdorf ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Mützdorf bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Mützdorf 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Mützdorf unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
BbgKWahlG).

J.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuehütten
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Neuehütten mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuehüt-
ten ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Neuehütten ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neue-
hütten bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Neuehütten 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
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die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Neuehütten unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit 
§ 28a BbgKWahlG).

K.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetz
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Reetz mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetz ist 
das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Reetz ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetz be-
stimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Reetz wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens drei 
Unterstützungsunterschriften beizufügen.

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch die 
Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, die 
am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im Ortsbeirat des Ortsteils Reetz durch mindestens ein Mitglied seit 
der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Entsprechendes gilt 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die aufgrund eines 
Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Reetz vertreten sind, sowie für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung erfüllt. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

L.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetzerhütten
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Reetzerhütten mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetzer-
hütten ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.

3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 
und Bewerber enthalten.

4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 
sind und im Ortsteil Reetzerhütten ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetzer-
hütten bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Reetzerhütten 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Reetzerhütten unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit 
§ 28a BbgKWahlG).

M.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reppinichen
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Reppinichen mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reppini-
chen ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Reppinichen ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reppi-
nichen bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Reppinichen 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens drei 
Unterstützungsunterschriften beizufügen.

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Reppinichen durch mindestens 
ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
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Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, 
die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Reppinichen 
vertreten sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte 
Voraussetzung erfüllt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buch-
stabe A Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 
sinngemäß.

N.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Schlamau
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Schlamau mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Schlamau 
ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Schlamau ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Schlamau bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Schlamau 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens drei 
Unterstützungsunterschriften beizufügen.

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch die 
Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, die 
am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im Ortsbeirat des Ortsteils Schlamau durch mindestens ein Mitglied 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Entsprechen-
des gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Schlamau vertreten sind, 
sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr 
beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung er-
füllt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 
9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

O.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Wiesenburg
	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 

7, 8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Wiesenburg mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 1)

1.	 Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Wiesen-
burg ist das Gebiet dieses Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2.	 Es sind insgesamt fünf Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens sieben Bewerbe-

rinnen und Bewerber enthalten.
4.  	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Wiesenburg ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben.

5.  	 Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Wie-
senburg bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Wiesenburg 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6.  	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens fünf 
Unterstützungsunterschriften beizufügen.

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Wiesenburg durch mindestens 
ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, 
die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Wiesenburg 
vertreten sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte 
Voraussetzung erfüllt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buch-
stabe A Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 
sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-

drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefor-
dert werden. Zusätzlich können die Wahlunterlagen auf www.
wahlen.brandenburg.de/wahlen/de/kommunalwahlen/aufstel-
lung-von-wahlvorschlägen-kw/ heruntergeladen oder direkt online 
über den Formularserver ausgefüllt werden.

Feldmann
Wahlleiterin 
der Gemeinde Wiesenburg/Mark
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Bekanntmachung des Wasserversorgungsverbandes „Hoher Fläming“

Der Verbandsvorsteher des Wasserversorgungsverbandes „Hoher Fläming“ weist daraufhin, dass die Fünfte Änderungssatzung zur Verbandssatzung des
Wasserversorgungsverbandes „Hoher Fläming“ (Beschluss 02-11/2018 vom 28.11.2018) im Amtsblatt für den Landkreis Potsdam-Mittelmark Nr. 09 vom 
20.12.2018 veröffentlicht wurde.

Gronemeier		  Henneberg
Betriebsleiter		  kfm. Leiter

Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung

Einstellungsbeschluss

Das Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuord-
nung hat beschlossen:

1. 	 Das mit Beschluss des damaligen Amtes für Flurneuordnung und länd-
liche Entwicklung Brieselang vom 18.12.2000 angeordnete

Bodenordnungsverfahrens „ACZ Reetzerhütten“
Verfahrens-Nr. 1/141/J

	
	 wird gemäß § 63 Abs. 2 LwAnpG1 i. V. m. § 9 Abs. 1 FlurbG2 eingestellt.

2. 	 Mit der Einstellung des Verfahrens werden die sich aus dem Beschluss 
des damaligen Amtes für Flurneuordnung und ländliche Entwicklung 
Brieselang vom 18.12.2000 ergebenden Verfügungsbeschränkungen 
aufgehoben. 

	 Die im Rahmen des Bodenordnungsverfahrens auf Ersuchen der Flur-
neuordnungsbehörde in den Grundbüchern von Reetzerhütten, Blätter 
825, 932, 1007, 1033, 1036, 1038, 1045 und 1061 eingetragenen Zustim-
mungsvorbehalte werden aufgehoben und sind in den Grundbüchern zu 
löschen.

Bekanntmachung 
Der Einstellungsbeschluss wird in der Gemeinde Wiesenburg/Mark öffent-
lich bekannt gemacht.

Gründe
Das Bodenordnungsverfahren wurde zur Zusammenführung von Boden- und 
Gebäudeeigentum nach dem 8. Abschnitt des LwAnpG angeordnet. Das Ver-
fahrensgebiet umfasst die Flurstücke 1, 2, 3, 4, 5, 6/1, 103, 104, 105, 106, 
107, 225 und 226, Flur 8 der Gemarkung Reetzerhütten und die Flurstücke 
1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 41, 42, 43, 44, Flur 9 der Gemarkung 
Reetzerhütten sowie die aufstehende Bebauung.

Das Bodenordnungsverfahren wurde gemäß § 63 Abs. 2 LwAnpG i. V. m. § 9 
Abs. 1 Satz 1 FlurbG eingestellt, da dessen Fortführung infolge nachträgli-

cher eingetretener Umstände nicht mehr zweckmäßig erscheint, insbeson-
dere eine Neuordnung der Eigentumsverhältnisse nach Maßgabe der von 
den Beteiligten im Verlauf des Verfahrens abgegebenen Erklärungen nicht 
erfolgen kann und im Übrigen ein Interesse an der Fortführung des Verfah-
rens seitens der Beteiligten nicht mehr besteht bzw. mehr erkennbar ist.

Aufgrund der Einstellung des Verfahrens waren die für die Flurstücke im 
Verfahrensgebiet mit dem Beschluss vom 18.12.2000 festgesetzten Verfü-
gungsbeschränkungen sowie die in den Grundbüchern auf Ersuchen der Flur-
neuordnungsbehörde eingetragenen Zustimmungsvorbehalte aufzuheben.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Einstellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats Wider-
spruch erhoben werden. Die Frist beginnt mit dem ersten Tag der öffentli-
chen Bekanntmachung. Der Widerspruch ist beim Landesamt für Ländliche 
Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung, Groß Glienicke, Seeburger 
Chaussee 2, 14476 Potsdam  schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Groß Glienicke, den 22.01.2019

1	 Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) in der Fassung vom 03.07.1991 (BGBl. I 
S. 1418), zuletzt geändert durch Artikel 40 des Gesetzes vom 23.07.2013 (BGBl. I 
S. 2586)

2	 Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I 
S. 546) zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I 
S. 2794)
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Haushaltssatzung des Amtes Brück für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss des Amtsausschusses des 
Amtes Brück vom 03.12.2018 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird
 
1. 	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 ordentlichen Erträge auf	 4.010.000,00 €
	 ordentlichen Aufwendungen auf	 4.575.600,00 €

	 außerordentlichen Erträge auf	 0,00 €
	 außerordentlichen Aufwendungen auf	 0,00 €

2. 	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

	 Einzahlungen auf	 5.020.400,00 €
	 Auszahlungen auf	 5.437.200,00 €

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 3.962.200,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 	 4.230.500,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 	 443.200,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 	 951.000,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 615.000,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 	 255.700,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven	 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven	 0,00 €

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird auf
		  500.000,00 €
festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4
Nach § 139 BbgKVerf wird die Amtsumlage auf der Grundlage der für die 
amtsangehörigen Gemeinden maßgebenden Umlagegrundlage wie folgt 
festgesetzt:

27,5 v. H.
Die Umlage ist in Monatsbeträgen jeweils zum 10. des Monats zu zahlen.

§ 5
1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf	 50.000 €

	 festgesetzt.
2.	 Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 

Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-
zeln darzustellen sind, wird auf	 50.000 €

	 festgesetzt.

3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei:
a)	 Personalaufwendungen/-auszahlungen auf  	 20.000 €
b)	 Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen 
	 aus laufender Verwaltungstätigkeit 
	 sowie Finanzierungstätigkeit auf	 10.000 €
c) 	 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf	 10.000 €

	 festgesetzt.
4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 

bei:
a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf 	 150.000 € 
	 und
b)	 bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzelaufwendungen 

oder Einzelauszahlungen auf	  50.000 €
	 festgesetzt.
5.  	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Aufwendungen 

sind von den Wertgrenzen nach Nr. 3 a) und b) sowie Nr. 4 ausgeschlos-
sen und werden von der Kämmerin genehmigt.

6.  	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen 
entstehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von 
der Wertgrenze nach Nr. 3 und Nr. 4 erfolgen.

§ 6
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, der zur rechtzeitigen Leistung von Aus-
zahlungen genommen werden darf, wird auf 

2.000.000 €
festgesetzt.

§ 7
I.  	 Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfi-

nanzhaushalte gebildet. Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte 
ein Budget. Die Aufwendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, 
wenn nichts anderes festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb 
eines Teilhaushaltes wird wie folgt festgelegt:
1.	 Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des je-

weiligen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird 
über die Kontengruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen (Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 
53), sonstige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein 
Deckungskreis gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für 
die entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).

	 Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendungen/ 
-auszahlungen.

	 Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Min-
deraufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

2.	 Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb 
des jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfä-
hig erklärt.

	 Mehreinzahlungen berechtigen zu Mehrauszahlungen. Ausgenom-
men hiervon sind Mehreinzahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

3.	 Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden 
gemäß § 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten 
von Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt. 
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II.  	 Für den gesamten Ergebnis- und Finanzhaushalt wird festgelegt:
1.	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 

ein Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) 
gebildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Die Deckungs-
fähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe 70) gilt ent-
sprechend.

2. 	 Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt. 

3. 	 Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für in-
terne Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Mehrerträge berechtigen zu Mehraufwendungen.

Brück, den 22.01.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende, in der Sitzung des Amtsausschusses am 03.12.2018 beschlossene Haushaltssatzung des Amtes Brück für das Haushaltsjahr 2019 wird 
durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, 
das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht. 

Die Genehmigung gemäß § 140 BbgKVerf i. V. mit § 74 Abs. 2 BbgKVerf zu den Festsetzungen im § 2 der Haushaltssatzung ist vom Landrat des Landkreises 
Potsdam-Mittelmark als allgemeine untere Landesbehörde am 16.01.2019 unter dem Aktenzeichen 41-Si 322/16/18 erteilt worden.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 
Brück, Zimmer 117 öffentlich aus.

Brück, den 22.01.2019

M. Köhler
Amtsdirektor

Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertagesstättenverpflegung  
der Stadt Brück

Gemäß den §§ 3 Abs. 1, 28 Abs. 2 Ziff. 9 und 64 Abs. 2 Ziff. 1 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf), GVBl. I/07, S. 286; 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. 
I/18, [Nr. 23]) dem § 1 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Bran-
denburg (KAG), GVBl. I/04, [Nr. 08], S. 174, zuletzt geändert durch Art. 10 
des Gesetzes vom 10.07.2014 (GVBl. I/14, [Nr. 32]), i. V. m. § 17 Abs. 1 des 2. 
Gesetzes zur Ausführung des VIII. Buches des Sozialgesetzbuches – Kinder- 
und Jugendhilfe – (Kindertagesstättengesetz – BbgKitaG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27.06.2004 (GVBl. I/04, S. 384), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, [Nr. 22], S. 27), 
wurde von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück in der Sitzung 
am 10. Januar 2019 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Kitaspeisung

(1)	 Die Versorgung der Kinder in der Kindertagesstätte „Planegeister“ er-
folgt an allen Öffnungstagen der jeweiligen Einrichtung. 

(2)	 Für die Inanspruchnahme einer Mittagsversorgung in der Kindertages-
stätte wird auf der gesetzlichen Grundlage des § 17 Abs. 1 BbgKitaG 
ein Zuschuss zur Versorgung des Kindes mit Mittagessen in Höhe der 
durchschnittlich ersparten Eigenaufwendungen (Essengeld) erhoben. 
Das Essengeld wird unabhängig von den allgemeinen Elternbeiträgen, 
die gesondert geregelt werden, erhoben.

(3)	 Für die Erhebung des Essengeldes als Gebühr im Sinne von § 1 Abs.3 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg finden die §§ 
12 bis 16, 19 und 20 des Kommunalabgabengesetzes Anwendung.

§ 2 
Abgabenpflichtige

Abgabenpflichtig sind die Personensorgeberechtigten, deren Kinder die Mit-
tagsversorgung in Anspruch nehmen. 

§ 3 Abgabenmaßstab 
und -erhebung

(1)	 Der Abgabenkalkulation wird eine häusliche Ersparnis durch die Teilnah-
me an der Mittagsversorgung in Höhe von 1,28 € pro Portion und Tag 
zugrunde gelegt. 

(2)	 Das Essengeld wird als monatliche Gebühr erhoben. Es wird von 20 
Tagen im Monat ausgegangen, so dass sich ein Pauschalbetrag von 
25,60 € ergibt. Als Ausgleich für Fehlzeiten (Schließzeiten, Urlaub und 
Krankheit des Kindes) wird ein Monatsbetrag im Jahr abgezogen und 
auf die monatlichen Beträge umgelegt. Die monatliche Gebühr verrin-
gert sich somit auf 23,47 € (25,60 € x 11 Monate/12 Monate). 

(3)	 Die Abgabenpflicht entsteht mit Aufnahme des Kindes in der Einrichtung 
zum Beginn des Monats und wird durch Bescheid festgesetzt. Sie endet 
mit schriftlicher Abmeldung des Kindes in der Einrichtung. 

(4)	 Die Zahlung der Abgabe erfolgt bargeldlos durch Erteilung eines SE-
PA-Mandates oder durch Überweisung auf das in dem Gebührenbe-
scheid benannte Konto des Amtes Brück.  Sie ist jeweils zum 15. des 
Monats fällig.

(5)	 Auf schriftlichen Antrag kann der Abgabenpflichtige gem. § 2 dieser 
Satzung von der Gebührenpflicht befreit werden, wenn das Kind an der 
Mittagsversorgung in der Einrichtung insgesamt nicht teilnimmt.
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§ 4 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertage-
stättenversorgung der Stadt Brück, die die Stadtverordnetenversammlung in 
ihrer Sitzung vom 17.11.2016 beschlossen hat, außer Kraft.

Brück, 14. Januar 2019 

Köhler
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertagesstättenverpflegung der Stadt Brück wird durch Veröffentlichung des vollen Wort-
lautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk 
– Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 14. Januar 2019                                                 

Köhler
Amtsdirektor

Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertagesstättenverpflegung 
der Gemeinde Borkheide

Gemäß den §§ 3 Abs. 1, 28 Abs. 2 Ziff. 9 und 64 Abs. 2 Ziff. 1 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf), GVBl. I/07, S. 286; 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. 
I/18, [Nr. 23]) dem § 1 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Bran-
denburg (KAG), GVBl. I/04, [Nr. 08], S. 174, zuletzt geändert durch Art. 10 
des Gesetzes vom 10.07.2014 (GVBl. I/14, [Nr. 32]), i. V. m. § 17 Abs. 1 des 2. 
Gesetzes zur Ausführung des VIII. Buches des Sozialgesetzbuches – Kinder- 
und Jugendhilfe – (Kindertagesstättengesetz – BbgKitaG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27.06.2004 (GVBl. I/04, S. 384), zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I/18, [Nr. 22], 
S. 27), wurde in der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Borkheide in 
der Sitzung am 24.01.2019 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Kitaspeisung

(1)	 Die Versorgung der Kinder in der Kindertagesstätte „Sonnenschein“ 
erfolgt an allen Öffnungstagen der jeweiligen Einrichtung. 

(2)	 Die Versorgung wird nach den „DGE-Qualitätsstandards für die Verpfle-
gung in Tageseinrichtungen für Kinder“ gewährleistet.

(3)	 Für die Inanspruchnahme einer Mittagsversorgung in der Kindertages-
stätte wird auf der gesetzlichen Grundlage des § 17 Abs. 1 BbgKitaG 
ein Zuschuss zur Versorgung des Kindes mit Mittagessen in Höhe der 
durchschnittlich ersparten Eigenaufwendungen (Essengeld) erhoben. 
Das Essengeld wird unabhängig von den allgemeinen Elternbeiträgen, 
die gesondert geregelt werden, erhoben.

(4)	 Für die Erhebung des Essengeldes als Gebühr im Sinne von § 1 Abs. 3 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg finden die §§ 
12 bis 16, 19 und 20 des Kommunalabgabengesetzes Anwendung.

§ 2 
Abgabenpflichtige

Abgabenpflichtig sind die Personensorgeberechtigten, deren Kinder die Mit-
tagsversorgung in Anspruch nehmen. 

§ 3 
Abgabenmaßstab und -erhebung

(1)	 Der Abgabenkalkulation wird eine häusliche Ersparnis durch die Teilnah-

me an der Mittagsversorgung in Höhe von 1,28 € pro Portion und Tag 
zugrunde gelegt. 

(2)	 Das Essengeld wird als monatliche Gebühr erhoben. Es wird von 20 
Tagen im Monat ausgegangen, so dass sich ein Pauschalbetrag von 
23,47 € ergibt. Als Ausgleich für Fehlzeiten (Schließzeiten, Urlaub und 
Krankheit des Kindes) werden 30 Tage im Jahr abgezogen und auf die 
monatlichen Beträge umgelegt. Die monatliche Gebühr verringert sich 
somit auf 22,40 € (1,28 € x (240 Tage - 30 Tage)/12 Monate). 

(3)	 Die Abgabenpflicht entsteht mit Aufnahme des Kindes in der Einrichtung 
zum Beginn des Monats und wird durch Bescheid festgesetzt. Sie endet 
mit schriftlicher Abmeldung des Kindes in der Einrichtung. 

(4)	 Die Zahlung der Abgabe erfolgt bargeldlos durch Erteilung eines SE-
PA-Mandates oder durch Überweisung auf das in dem Gebührenbe-
scheid benannte Konto des Amtes Brück. Sie ist jeweils zum 15. des 
Monats fällig.

(5)	 Auf  schriftlichen Antrag kann der Abgabenpflichtige gem. § 2 dieser 
Satzung von der Gebührenpflicht befreit werden, wenn das Kind an 
der Mittagsversorgung in der Einrichtung insgesamt oder über einen 
längeren Zeitraum (mehr als vier zusammenhängende Wochen) nicht 
teilnimmt. 

§ 4 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertages-
stättenversorgung in der Gemeinde Borkheide, die die Gemeindevertretung 
in ihrer Sitzung vom 01.12.2016 beschlossen hat, außer Kraft.

Brück, 30. Jan. 2019

Köhler
Amtsdirektor
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung über die Kostenbeteiligung an der Kindertagesstättenverpflegung der Gemeinde Borkheide wird durch Veröffentlichung des vollen 
Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk 
– Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht.

Brück, den 30. Jan. 2019

Köhler
Amtsdirektor

Wahlen

– 	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide, 
– 	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters  
	 der Gemeinde Borkheide

am 26. Mai 2019

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 22.01.2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen 
	 sowie die Wahlzeit
	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 

allgemeinen Kommunalwahlen 2019 vom 15. August 2018 (GVBl. II 
Nr. 52) finden die Wahlen (Hauptwahlen)

	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide sowie der ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters 
der Gemeinde Borkheide

	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
	 sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-

germeisters der Gemeinde Borkheide,
	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahlter-

mine für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechts-
verordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 
BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst 
frühzeitig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes 
hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Die Gemeinde Borkheide (1.994 Einwohner am Stichtag 30.11.2017) 

bildet einen Wahlkreis.

3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 21. März 2019, 12 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück
	 schriftlich eingereicht werden.
4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch 
die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammen-
schluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21. 
März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an 
dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien 
oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern 
des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter der oder 
dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertre-
ter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten 
der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,
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b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen 
Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

	 Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 18 Bewerberinnen und 
Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Bork-
heide benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem 
Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 BbgK-

WahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine Versamm-

lung zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß 

§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein (siehe Nummer 8).
c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 

dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist 
nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Be
scheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 
BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbar-
keit ausgeschlossen sind.

7.		 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
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geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt 
werden.

7.3		 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
berinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die Delegierten-
versammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der Versamm-
lung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhängerinnen und 
Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren 
Wahlvorschlags im 19. Deutschen Bundestag oder im 6. Landtag 
Brandenburg durch mindestens eine im Land Brandenburg gewähl-

te Abgeordnete oder durch mindestens einen im Land Brandenburg 
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Borkheide durch mindestens eine Gemeindevertrete-
rin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17. August 2018 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistags
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Borkheide durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertre-
ter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17. August 2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags 
im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark oder in der Ge-
meindevertretung Borkheide vertreten sind, sind von dem Erforder-
nis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamt-
liche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Borkheide, 
so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, 
für die sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Borkhei-
de antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtli-
chen Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der 
Gemeinde Borkheide gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nach der vorstehenden 
Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
nicht befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zu 

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlbehörde, Amt Brück,
	 Einwohnermeldeamt (Raum 108), 

Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück
	 zu leisten.
	 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtli-

chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 
spätestens bis

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 vorzulegen.
	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 

von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
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§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, 
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 
Brück, aufgelegt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergrup-
pe oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den in dem 
betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Personen unterzeichnet 
werden. Hat eine Person einen wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlag unterzeichnet, der für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht 
wahlberechtigt ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

8.2.7	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.8	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.10	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 

zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbe-
rinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 26.03.2019 um 18.30 Uhr im 

Sitzungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen. 

	 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide mit folgen-
den Maßgaben sinngemäß:

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzelbe-
werbers, die oder der von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit ist, sind 
mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordru-

cke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert wer-
den. Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.
de/wahlen/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlae-
gen-kw/selbst heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin 
für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn
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Wahlen

– 	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde, 
– 	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters  
	 der Gemeinde Borkwalde

am 26. Mai 2019

	 Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 22.01.2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen 
	 sowie die Wahlzeit
	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 

allgemeinen Kommunalwahlen 2019 vom 15. August 2018 (GVBl. II 
Nr. 52) finden die Wahlen (Hauptwahlen)

	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde sowie der ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters 
der Gemeinde Borkwalde

	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
	 sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-

germeisters der Gemeinde Borkwalde,
	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahlter-

mine für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechts-
verordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 
BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst 
frühzeitig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes 
hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Die Gemeinde Borkwalde (1.499 Einwohner am Stichtag 30.11.2017) 

bildet einen Wahlkreis.
3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 21. März 2019, 12 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück
	 schriftlich eingereicht werden.

4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschlie-

ßen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusam-
menschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 
21. März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der 
an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei 
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mit-
gliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter 
der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem 
Stellvertreter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsbe-
rechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 32 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthal-
ten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen 
Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

	 Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 15 Bewerberinnen und 
Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
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und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Bork-
walde benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem 
Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 8).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung 
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von 
einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber 
in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimit-
gliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er par-
teilos ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Be
scheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 
BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbar-
keit ausgeschlossen sind.

7.		 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtigten Mitglieder der Partei 
oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3		 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
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tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
berinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die Delegierten-
versammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der Versamm-
lung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhängerinnen und 
Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren 
Wahlvorschlags im 19. Deutschen Bundestag oder im 6. Landtag 
Brandenburg durch mindestens eine im Land Brandenburg gewähl-
te Abgeordnete oder durch mindestens einen im Land Brandenburg 
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Borkwalde durch mindestens eine Gemeindevertrete-
rin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17. August 2018 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistags
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Borkwalde durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertre-
ter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17. August 2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags 
im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark oder in der Ge-
meindevertretung Borkwalde vertreten sind, sind von dem Erforder-
nis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamt-
liche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Borkwalde, 
so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, 
für die sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Borkwal-
de antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtli-

chen Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der 
Gemeinde Borkwalde gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nach der vorstehenden 
Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
nicht befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zu 

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlbehörde, Amt Brück,
	 Einwohnermeldeamt (Raum 108), 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück
	 zu leisten.
	 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtli-

chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 
spätestens bis

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 vorzulegen.
	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 

von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, 
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 
Brück, aufgelegt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergrup-
pe oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.
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8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den in dem 
betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Personen unterzeichnet 
werden. Hat eine Person einen wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlag unterzeichnet, der für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht 
wahlberechtigt ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

8.2.7	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.8	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.10	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbe-
rinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 26.03.2019 um 18.30 Uhr im 

Sitzungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen. 

	 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Bork-
walde gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß:

1.		  Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 
33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.		 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzelbe-
werbers, die oder der von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit ist, sind 
mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordru-

cke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert wer-
den. Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.
de/wahlen/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlae-
gen-kw/selbst heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin 
für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn
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Wahlen

– 	 der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück, 
– 	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters  
	 der Stadt Brück, 
– 	 des Ortsbeirats des Ortsteils Baitz, 
– 	 des Ortsbeirats des Ortsteils Neuendorf

am 26. Mai 2019

	 Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 22.01.2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen 
	 sowie die Wahlzeit
	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 

allgemeinen Kommunalwahlen 2019 vom 15. August 2018 (GVBl. II 
Nr. 52) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Stadtverordnetenversammlung 
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Stadt Brück, 
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Baitz,
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Neuendorf,

	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
	 sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-

germeisters der Stadt Brück,
	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahlter-

mine für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechts-
verordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 
BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst 
frühzeitig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes 
hin:

A.	 Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück

1.	 Anzahl der zu wählenden Stadtverordneten 
	 Es sind insgesamt 16 Stadtverordnete zu wählen.
2.	 Wahlkreise
	 Die Stadt Brück (4.035 Einwohner am Stichtag 30.11.2017) bildet 

einen Wahlkreis.
3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 21. März 2019, 12 Uhr, 
	 bei der

	 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück
	 schriftlich eingereicht werden.
4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch 
die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammen-
schluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21. 
März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an 
dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien 
oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern 
des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter der oder 
dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertre-
ter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten 
der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen 
Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

	 Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 24 Bewerberinnen und 
Bewerber enthalten.



| 24 |  8. Februar 2019 | Nr. 2 | Woche 6 AMTSBLATT

— Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück —

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Brück benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem 
Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 BbgK-

WahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine Versamm-

lung zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein (siehe Nummer 8).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist 
nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Be
scheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 
BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbar-
keit ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß 
§ 33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt 
werden.

7.3		 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.
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7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
berinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die Delegierten-
versammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der Versamm-
lung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhängerinnen und 
Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren 
Wahlvorschlags im 19. Deutschen Bundestag oder im 6. Landtag 
Brandenburg durch mindestens eine im Land Brandenburg gewähl-
te Abgeordnete oder durch mindestens einen im Land Brandenburg 
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Brück durch mindestens eine 
Stadtverordnete oder durch mindestens einen Stadtverordneten 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17. August 2018 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistags
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück durch 
mindestens eine Stadtverordnete oder durch mindestens einen 
Stadtverordneten seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten 
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17. August 2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags 
im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark oder in der Stadt-

verordnetenversammlung der Stadt Brück vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamt-
liche Bürgermeister der Wahl zur Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Brück, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder 
Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Brück antritt, von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er aufgrund 
eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehren-
amtlichen Bürgermeister der Stadt Brück gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nach der vorstehenden 
Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
nicht befreit ist, sind mindestens 10 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zu 

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlbehörde, Amt Brück,
	 Einwohnermeldeamt (Raum 108), 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück
	 zu leisten.
	 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtli-

chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 
spätestens bis

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 vorzulegen.
	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 

von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, 
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 
Brück, aufgelegt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergrup-
pe oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
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Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den in dem 
betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Personen unterzeichnet 
werden. Hat eine Person einen wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlag unterzeichnet, der für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht 
wahlberechtigt ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

8.2.7	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.8	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.10	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbe-
rinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 26.03.2019 um 18.30 Uhr im 

Sitzungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen. 

	 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Stadt Brück

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 

7, 9 und 10 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Brück gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt Brück mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß:

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzelbe-
werbers, die oder der von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit ist, sind 
mindestens 32 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz, zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Neuendorf

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 6, 
7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Brück gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Orts-
teils Baitz, des Ortsbeirats Neuendorf, mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz, des 
Ortsteils Neuendorf ist das Gebiet des jeweiligen Ortsteils.

	 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Baitz oder dem Ortsteil Neuendorf ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Stadt Brück wahlberechtigten Mitglieder der Partei, po-
litischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz, des Ortsteils 
Neuendorf bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Baitz, im 
Ortsteil Neuendorf wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politi-
schen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer 
Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die An-
zahl der in der Stadt Brück wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Für den Wahlvorschlag müssen aufgrund der Einwohnerzahlen für 
beide Ortsteile keine Unterstützungsunterschriften beigebracht wer-
den.
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III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordru-
cke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert wer-
den. Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.
de/wahlen/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlae-
gen-kw/selbst heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin 
für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Wahlen

– 	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow, 
– 	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters  
	 der Gemeinde Golzow

am 26. Mai 2019

	 Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 22.01.2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen 
	 sowie die Wahlzeit
	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 

allgemeinen Kommunalwahlen 2019 vom 15. August 2018 (GVBl. II 
Nr. 52) finden die Wahlen (Hauptwahlen)

	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow sowie der ehrenamt-
lichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters der 
Gemeinde Golzow

	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
	 sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-

germeisters der Gemeinde Golzow,
	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahlter-

mine für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechts-
verordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 
BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst 
frühzeitig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes 
hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Die Gemeinde Golzow (1.318 Einwohner am Stichtag 30.11.2017) 

bildet einen Wahlkreis.
3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 

jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 21. März 2019, 12 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück
	 schriftlich eingereicht werden.
4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch 
die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammen-
schluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21. 
März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an 
dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien 
oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern 
des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter der oder 
dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertre-
ter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten 
der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
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zeichnung enthalten,
d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der Lis-

tenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen 
Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

	 Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 15 Bewerberinnen und 
Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unter-
zeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder 
eines Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow 
benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 BbgK-

WahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der  Bewerber muss durch eine Versamm-

lung zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein (siehe Nummer 8).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist 
nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 
BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Par-
tei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Be
scheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 
BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbar-
keit ausgeschlossen sind.

7.		 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt 
werden.
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7.3		 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
berinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die Delegierten-
versammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der Versamm-
lung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhängerinnen und 
Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren 
Wahlvorschlags im 19. Deutschen Bundestag oder im 6. Landtag 
Brandenburg durch mindestens eine im Land Brandenburg gewähl-
te Abgeordnete oder durch mindestens einen im Land Brandenburg 
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Golzow durch mindestens eine Gemeindevertreterin 
oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17. August 2018 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistags

abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Golzow durch mindestens eine Ge-
meindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17. August 2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags 
im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark oder in der Ge-
meindevertretung Golzow vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtli-
che Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Golzow, so ist 
auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die 
sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Golzow antritt, von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie 
oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeiste-
rin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Golzow 
gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nach der vorstehenden 
Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
nicht befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zu 

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlbehörde, Amt Brück,
	 Einwohnermeldeamt (Raum 108), 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück
	 zu leisten.
	 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtli-

chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59), 14822 Brück 
spätestens bis

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 vorzulegen.
	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 

von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, 
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 
Brück, aufgelegt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergrup-
pe oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine 



| 30 |  8. Februar 2019 | Nr. 2 | Woche 6 AMTSBLATT

— Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück —

Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 
	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-

rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow unter-
zeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den in dem 
betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Personen unterzeichnet 
werden. Hat eine Person einen wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlag unterzeichnet, der für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht 
wahlberechtigt ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

8.2.7	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.8	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.10	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbe-
rinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 

Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge 
(§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 26.03.2019 um 18.30 Uhr im 

Sitzungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen. 

	 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß:

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzelbe-
werbers, die oder der von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit ist, sind 
mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordru-

cke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert wer-
den. Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.
de/wahlen/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlae-
gen-kw/selbst heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin 
für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn
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Wahlen

– 	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe, 
– 	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters  
	 der Gemeinde Linthe, 
– 	 des Ortsbeirats des Ortsteils Linthe, 
– 	 des Ortsbeirats des Ortsteils Deutsch Bork und 
– 	 des Ortsbeirats des Ortsteils Alt Bork

am 26. Mai 2019

	 Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 22.01.2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen 
	 sowie die Wahlzeit
	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 

allgemeinen Kommunalwahlen 2019 vom 15. August 2018 (GVBl. II 
Nr. 52) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe 
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Linthe, 
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Linthe,
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Alt Bork,
–	 des Ortsbeirats des Ortsteils Deutsch Bork

	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
	 sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-

germeisters der Gemeinde Linthe,
	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahlter-

mine für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechts-
verordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 
BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst 
frühzeitig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes 
hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Die Gemeinde Linthe (904 Einwohner am Stichtag 30.11.2017) bildet 

einen Wahlkreis.
3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 21. März 2019, 12 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück
	 schriftlich eingereicht werden.
4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch 
die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammen-
schluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21. 
März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an 
dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien 
oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern 
des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter der oder 
dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertre-
ter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten 
der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen 
Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.
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	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

	 Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 15 Bewerberinnen und 
Bewerber enthalten.

	 Ein wahlkreisbezogener Wahlvorschlag darf höchstens ins-
gesamt 15 Bewerberinnen und Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe 
benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 8).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung 
auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustim-
mung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 
Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von 
einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber 
in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimit-
gliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er par-
teilos ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-
WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.

	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Be
scheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 
BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbar-
keit ausgeschlossen sind.

7.		 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt 
werden.

7.3		 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
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Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
berinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die Delegierten-
versammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der Versamm-
lung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhängerinnen und 
Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 
Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren 
Wahlvorschlags im 19. Deutschen Bundestag oder im 6. Landtag 
Brandenburg durch mindestens eine im Land Brandenburg gewähl-
te Abgeordnete oder durch mindestens einen im Land Brandenburg 
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung Linthe durch mindestens eine Gemeindevertreterin 
oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten 
Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17. August 2018 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistags
abgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Linthe durch mindestens eine Ge-
meindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 

Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17. August 2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags 
im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark oder in der Ge-
meindevertretung Linthe vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtli-
che Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Linthe, so ist 
auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die 
sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Linthe antritt, von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie 
oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeiste-
rin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Linthe 
gewählt worden ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nach der vorstehenden 
Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
nicht befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zu 

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlbehörde, Amt Brück,
	 Einwohnermeldeamt (Raum 108), 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück
	 zu leisten.
	 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtli-

chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59), 14822 Brück 
spätestens bis

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 vorzulegen.
	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 

von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, 
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 
Brück, aufgelegt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergrup-
pe oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
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die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe unter-
zeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den in dem 
betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Personen unterzeichnet 
werden. Hat eine Person einen wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlag unterzeichnet, der für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht 
wahlberechtigt ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

8.2.7	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.8	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.10	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbe-
rinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 26.03.2019 um 18.30 Uhr im 

Sitzungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen. 

	 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen. 

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Linthe

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Linthe mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß:

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzelbe-
werbers, die oder der von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit ist, sind 
mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C.	 Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Linthe, des Ortsteils 
Deutsch Bork, des Ortsteils Alt Bork

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 
6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Linthe gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Linthe, des Ortsteils Deutsch Bork und des Ortsteils Alt Bork mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß:

1.	 Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Linthe, Orts-
teils Deutsch Bork und des Ortsteils Alt Bork ist das Gebiet des 
jeweiligen Ortsteils.

2.	 Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3.	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 

Bewerber enthalten.
	 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewerberinnen 

und Bewerber enthalten.
4.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Linthe, Ortsteil Deutsch Bork und Ortsteils Alt Bork 
ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5.	 Die in der Gemeinde Linthe wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Linthe, Deutsch Bork 
und Alt Bork bestimmen, sofern die Anzahl der in den Ortsteilen 
Linthe, Deutsch Bork und Alt Bork jeweils wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur 
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Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, 
dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Linthe wahlberechtigten 
Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind für den Ortsteil 
Linthe mindestens 3 Unterstützungsunterschriften beizufügen. In 
den Ortsteilen Deutsch Bork und Alt Bork sind aufgrund der Einwoh-
nerzahl keine Unterstützungsunterschriften erforderlich.

	 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch die 
Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, die 
am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im Ortsbeirat der Ortsteile Linthe durch mindestens ein Mitglied seit 
der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Entsprechendes gilt 

für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die aufgrund eines 
Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Linthe vertreten sind, sowie für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung erfüllt. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordru-

cke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert wer-
den. Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.
de/wahlen/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlae-
gen-kw/selbst heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin 
für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Wahlen

– 	 der Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch, 
– 	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters  
	 der Gemeinde Planebruch, 
– 	 der Ortsvorsteherin, des Ortsvorstehers des Ortsteils Damelang-Freienthal 
– 	 der Ortsvorsteherin, des Ortsvorstehers des Ortsteils Cammer 

am 26. Mai 2019

	 Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 22.01.2019

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I.	 Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen 
	 sowie die Wahlzeit
	 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 

allgemeinen Kommunalwahlen 2019 vom 15. August 2018 (GVBl. II 
Nr. 52) finden die Wahlen (Hauptwahlen)
–	 der Gemeindevertretung 
–	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 

Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch, 
–	 der Ortsvorsteherin, des Ortsvorstehers des Ortsteils Dame-

lang-Freienthal
–	 der Ortsvorsteherin, des Ortsvorstehers des Ortsteils Cammer

	 am Sonntag, den 26. Mai 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
	 sowie
	 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
	 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-

germeisters der Gemeinde Planebruch, der Ortsvorsteherin, des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Damelang-Freienthal, der Ortsvorste-
herin, und/oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Cammer

	 am Sonntag, den 16. Juni 2019 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II.	 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen	
	 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahlter-

mine für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechts-
verordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 
BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst 
frühzeitig einzureichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.	 Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch

1.	 Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter 

	 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertre-
ter zu wählen.

2.	 Wahlkreise
	 Die Gemeinde Planebruch (1.014 Einwohner am Stichtag 30.11.2017) 

bildet einen Wahlkreis.
3.	 Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1	 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-

gen und Wählergruppen sowie Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern eingereicht werden. Daneben können Parteien, po-
litische Vereinigungen und Wählergruppen auch gemeinsam einen 
Wahlvorschlag als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich 
jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; die 
Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen eigenständi-
gen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2	 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht wer-
den. Sie müssen spätestens bis zum

	 Donnerstag, den 21. März 2019, 12 Uhr, 
	 bei der
	 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück
	 schriftlich eingereicht werden.
4.	 Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
	 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch 
die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammen-
schluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21. 
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März 2019, 12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an 
dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien 
oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern 
des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter der oder 
dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertre-
ter, bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberechtigten 
der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5.	 Inhalt der Wahlvorschläge
5.1	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 

32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen 
enthalten
a)	 den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit 
und die Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge,

b)	 als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene 
Name der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem 
Namen übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)	 als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der 
einreichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorge-
hen, dass es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name 
und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von 
Parteien oder politischen Vereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnung enthalten,

d)	 als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, 
politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)	 den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen 
Wahlvorschlägen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

	 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e bezeichneten 
Angaben enthalten.

5.2	 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

	 Ein Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 15 Bewerberinnen und 
Bewerber enthalten.

5.3	 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch 
eine Bewerberin oder ein Bewerber benannt werden. Soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entge-
genzunehmen.

5.4	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5	 Wichtige Beschränkungen
	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-

schlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Plane-
bruch benannt sein. Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem 
Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.	 Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin oder 
Bewerber

6.1	 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen ge-
knüpft:
a)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 Bbg-

KWahlG wählbar sein.
b)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 

Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sein 
(siehe Nummer 8).

c)	 Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benennung auf 
dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung 
ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer 
Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der Bewerber in der 
Zustimmungserklärung zudem ihre oder seine Parteimitglied-
schaften anzugeben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos 
ist.

	 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber.

6.2	 Zur Wählbarkeit
6.2.1	 Wählbarkeit von Deutschen
	 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgK-

WahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

–	 infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2	 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
	 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
–	 am 26. Mai 2019 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
–	 seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
	 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
–	 infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
–	 sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

–	 infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

–	 infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung 
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3	 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und für jeden 
Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzurei-
chen, dass die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist.
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	 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zu-
stimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Be
scheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 
BbgKWahlV über ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, 
dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbar-
keit ausgeschlossen sind.

7.	 Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 
33 BbgKWahlG

7.1	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder poli-
tischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen in einer Ver-
sammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder poli-
tischen Vereinigung in geheimer Abstimmung bestimmt worden 
sein (Mitgliederversammlung). Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in ge-
heimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Delegier-
tenversammlung). 

7.2	 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder 
deren Delegierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt 
werden.

7.3		 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergruppe sowie 
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, 
wenn die Wählergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in 
einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im ge-
samten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhängerinnen und 
Anhänger (Anhängerinnen- und Anhängerversammlung) der 
Wählergruppe in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind (Dele-
giertenversammlung). Die Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten 
für mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4	 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenvereinigung 
sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt 
worden sein; im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgK-
WahlG sinngemäß.

7.5	 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6	 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
berinnen und Bewerber sowie der Delegierten für die Delegierten-
versammlung vorschlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der Versamm-
lung müssen sich mindestens drei Mitglieder, Anhängerinnen und 
Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

7.7	 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Dele-
giertenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster 
der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen, die dem Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift 
muss die Art, der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der 

Einladung, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen 
Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der 
Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 
Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, 
dass die gesetzlichen Mindestanforderungen an eine demokratische 
Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 
5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8.	 Unterstützungsunterschriften
8.1	 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-

schriften
8.1.1	 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 17. August 2018 aufgrund eines zurechenbaren 
Wahlvorschlags im 19. Deutschen Bundestag oder im 6. Landtag 
Brandenburg durch mindestens eine im Land Brandenburg gewähl-
te Abgeordnete oder durch mindestens einen im Land Brandenburg 
gewählten Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Pots-
dam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder 
durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemein-
devertretung der Gemeinde Planebruch durch mindestens eine Ge-
meindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2	 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 17. August 2018 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistag-
sabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch durch 
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen 
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten 
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit.

8.1.3	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4	 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Einzelbewer-
bern, die am 17. August 2018 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags 
im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark oder in der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Planebruch vertreten sind, sind von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5	 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtli-
che Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung der Gemein-
de Planebruch, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder 
Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Gemeindever-
tretung der Gemeinde Planebruch antritt, von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er aufgrund 
eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehren-
amtlichen Bürgermeister der Gemeinde Planebruch gewählt worden 
ist. 

8.2	 Wichtige Hinweise
8.2.1	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nach der vorstehenden 
Nummer 8.1 von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
nicht befreit ist, sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften 
von im Wahlgebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

8.2.2	 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zu 

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 bei der
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	 Wahlbehörde, Amt Brück,
	 Einwohnermeldeamt (Raum 108), 
	 Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück
	 zu leisten.
	 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtli-

chen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürger-
meister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59), 14822 Brück 
spätestens bis

	 Mittwoch, den 20. März 2019, 16 Uhr, 
	 vorzulegen.
	 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den 

von mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblät-
tern für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu 
§ 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender 
Vorschriften zu erbringen:

8.2.3	 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahl-
vorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, 
Einwohnermeldeamt (Raum 108), Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 
Brück, aufgelegt. 

	 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden Bewerberin und eines jeden Bewerbers in er-
kennbarer Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvor
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergrup-
pe oder Listenvereinigung deren Name und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben. 

	 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Bewerber sowie 
ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, 
oder eine Ausfertigung der Niederschrift über die Bestimmung der 
Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

	 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzel-
bewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

	 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglau-
bigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4	 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung 
der Bewerberinnen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge nach § 
33 BbgKWahlG unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstüt-
zungsunterschriften sind ungültig.

8.2.5	 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6	 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den in dem 
betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Personen unterzeichnet 
werden. Hat eine Person einen wahlkreisbezogenen Wahlvor-
schlag unterzeichnet, der für einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht 
wahlberechtigt ist, so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

8.2.7	 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die 
Bewerberinnen und Bewerber selbst ist unzulässig.

8.2.8	 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der 
Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat 
sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme 
gültiger Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9	 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Per-
son ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschrifts
leistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer 
Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor 
einer oder einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der An-
trag kann bis Montag, den 18. März 2019, 16 Uhr, schriftlich bei 
der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.10	 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, 
zu vermerken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unter-
schriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9.	 Mängelbeseitigung
	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. März 2019, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbe-
rinnen und Bewerber beziehen, nicht mehr behoben und fehlende 
Unterstützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht feststeht. Sonsti-
ge Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, können 
bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 
37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

10.	 Zulassung der Wahlvorschläge
	 Der Wahlausschuss beschließt am 26.03.2019 um 18.30 Uhr im 

Sitzungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen. 

	 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B.	 Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Planeb-
ruch gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß:

1.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten.

	 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvor-
schlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.
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5.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzelbe-
werbers, die oder der von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit ist, sind 
mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C.	 Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers in den 
Ortsteilen Damelang-Freienthal und Cammer

	 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 
7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Planebruch gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin oder 
des Ortsvorstehers des Ortsteils Damelang-Freienthal, des Ortsteils 
Cammer mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1.	 Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorste-
hers des Ortsteils Damelang-Freienthal, des Ortsteils Cammer das 
Gebiet des jeweiligen Ortsteils. 

2.	 Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 
und im Ortsteil Damelang-Freienthal, im Ortsteil Cammer ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3.	 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

	 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen Bewerber 
enthalten. Jede Bewerberin und  jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvor-
stehers benannt sein.

	 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

4.	 Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu ihrer oder 
seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben.

5.	 Die in der Gemeinde Planebruch wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Dele-

gierte können auch die Bewerberin oder den Bewerber für die Wahl 
der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Dame-
lang-Freienthal, des Ortsteils Cammer bestimmen, sofern die Anzahl 
der im Ortsteil Damelang-Freienthal, dem Ortsteil Cammer wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Planebruch wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 7.2 entsprechend.

6.	 Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin oder des 
Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b zu § 33 Absatz 2 
Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7.	 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8.	 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens 6 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 
8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III.	 Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
	 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordru-

cke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert wer-
den. Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.
de/wahlen/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlae-
gen-kw/selbst heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin 
für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Bekanntmachung des Wasser- und Bodenverbandes  
„Großer Havelländischer Hauptkanal – Havelkanal – Havelseen“ Nauen zur Verbandsschau 

(Gewässerschau)

Der Wasser- und Bodenverband „GHHK – HK – HS“ Nauen führt für die Gemeinden Borkwalde, Golzow und Planebruch die Gewässerschau in Abstimmung 
mit dem beauftragten Vorstandsmitglied, Herrn Glasemann, durch.

Termin:	 Donnerstag, den 21. März 2019, um 13:00 Uhr
Treffpunkt:	 Rathaus in Lehnin

Mit freundlichen Grüßen 

Hacke
Geschäftsführer
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 Änderung der Satzung der Kirchengemeinde Lühnsdorf

Die „Satzung der Kirchengemeinde Lühnsdorf für den Friedhof und die Be-
stattungen 2018“ vom 16.01.2018, bekannt gemacht im „Amtsblatt für die 
Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk am 
16. März 2018“ wird wie folgt geändert:

§ 6
Grabstättenarten

Absatz 6  „Die Urnen – Gemeinschaftsgrabstätten (unterirdische Beiset-
zung)“   erhält folgende Neufassung:
Die Anlage für die Urnen-Gemeinschaftsgrabstätten  befindet sich auf der 
eigens dafür angelegten Fläche auf dem Friedhof in Lühnsdorf. Die Dorf-
gemeinschaft hat sich für das Anlegen der Urnen-Gemeinschaftsgrabstätte  
bekannt und gemeinsam errichtet.
–  	 jede Grabstätte in der Urnen-Gemeinschaftsanlage ist eine Einzelgrab-

stätte, eine Nach- oder Zubelegung  ist nicht erlaubt,
–  	 die Lage der Grabstätten richtet sich nach dem Grabstätten-Kataster, 

Blatt 4 und wird durch  die Kirchengemeinde vorgegeben. Dem Kataster 
folgend, beginnt die Belegung in der Reihe 1 mit dem Platz 1 und wird 
in Zahlen weitergeführt,

–  	 die Vergabe erfolgt nach der Anmeldung einer Bestattung beim GKR 
gemäß § 12 und nach unterzeichnen des Protokolls durch die Vertreter 
der Grabanlage und des GKR,

–  	 die Vergabe erfolgt nach den Grundsätzen (Anstrich 1). Sollte der 
Wunsch eines hinterbliebenen Ehepartners bestehen, durch Vorreser-
vierung einen direkt danebenliegenden Platz für sich freizuhalten, so 
wird nach folgender Regelung verfahren:  
a)  	die jeweils begonnene Belegung in einer Reihe ist eine paarweise 

Anordnung. Der dadurch einzeln werdende Belegungsplatz ist dann 
der Einzelbelegung vorbehalten und muss nach Zuweisung akzep-
tiert werden. Um eine weitere paarweise Belegung zu ermöglichen, 
ist immer die nächste freie Reihe,  beginnend mit dem ersten Platz 
in dieser Reihe zu beginnen.   

b)  	In den Fällen der Vorreservierung ist  nach der „Friedhofs-Gebüh-
ren- Ordnung der Kirchengemeinde Lühnsdorf“, § 5, Tabelle 1, Pkt. 
2.2 und § 6,Tabelle 2, Pkt. 2.1. die volle Gebühr entsprechend des 
Beisetzungs-Zeitraumes der belegten Grabstätte zu entrichten. Eine 
Differenz, die sich durch den unterschiedlichen Beisetzungstermin  
ergibt, stellt keine Verlängerung  der Liegezeit im Sinne § 6, letzter 
Anstrich der „Satzung der Kirchengemeinde Lühnsdorf…„dar, diese 
Zeitdifferenz ist eine Anschlusszeit und ist gemäß Gebührensatzung 
vergütungspflichtig.

c)  	Die bis zur Belegung vorreservierte Grabstätte ist mit einer Grab-
platte in den geforderten Abmessungen dieser Satzung fachgerecht 
zu versehen. Ob diese bereits mit dem jeweiligen  Namen (ohne 
Gravur von Daten) versehen wird, ist der Entscheidung des Bestel-
lers überlassen.   

d)  	Ein Rechtsanspruch auf die Vorreservierung eines Begräbnisplatzes 
besteht nicht.

– 	 die Ruhezeit beträgt 25 Jahre, eine Verlängerung ist ausgeschlossen,
– 	 die Mindestgröße einer Grabstelle beträgt mindestens 1,00 m in der 

Länge und 1,00 m in der Breite. Diese Veränderung hat keinen nennens-
werten Einfluss auf die Gebühren-Kalkulation,  

– 	 die Lage, die Größe und die Gestaltung der Grabplatte werden von der 
Kirchengemeinde vorgegeben:

– 	 Es gilt ein einheitliches Maß der Grabplatte von:
	 Breite:    400 mm,
	 Höhe:     300 mm,
	 Stärke:   120 mm sowie
– 	 die einheitliche Farb- und Schriftgestaltung wird nicht vorgeschrieben, 

jedoch eine einheitliche Mindestangabe der Daten des Hinterbliebenen:
	 Name, Vorname
	 Geburts- und Todesdatum
– 	 die Beschaffung der Grabplatte, einschließlich ihrer Beschriftung, die 

den genannten Anforderungen erfüllen muss, obliegt dem jeweiligen 
Vertragspartner,       

–  	 eine anonyme Bestattung ist auch in der Urnen-Gemeinschaftsanlage 
nicht gestattet,

– 	 die Pflege der gesamten Gemeinschaftsanlage übernimmt die Dorfge-
meinschaft unter Leitung des GKR, 

– 	 das Aufstellen von Blumen- oder jedwedem anderen Grabschmuck ist 
nur im Rahmen der Beisetzungsfeier möglich. Im weiteren Nutzungsver-
lauf ist das Aufstellen von Grabschmuck und Blumen nur an der dafür 
vorgesehenen Stelle gestattet, ein Anlegen einer Pflanzfläche auf der 
Grabstelle ist untersagt.

Lühnsdorf, den 10.01.2019 beraten und formuliert:

Name                                                         Unterschrift
-------------------------------------------------------------------------------------------
Heidrun Tietz
-------------------------------------------------------------------------------------------
Elke Thiele
-------------------------------------------------------------------------------------------
Hans-Jürgen Bergholz
-------------------------------------------------------------------------------------------
Bernd-Roderich Thiele
-------------------------------------------------------------------------------------------
Fritz Moritz
--------------------------------------------------------------------------------------------

— Ende der amtlichen Bekanntmachungen —


